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Antrag der Fraktionen 
SPD und Bündnis 90 / 
Die Grünen 

Vorlagen - Nr.: 
Status: 
Datum: 
Eingang: 

VO/1514/2003 
öffentlich 
30.06.2003 
02.07.2008 

TOP 
 
 

Stadtverordnetenversammlung Marburg 

Beratende Gremien:  Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften, 
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr, 
Stadtverordnetenversammlung Marburg 

 

Antrag der SPD und B90/Die Grünen-Fraktionen betr. Erhalt des Verbots der 
Wohnraumzweckentfremdung  

 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
 
Der Magistrat der Stadt Marburg wird beauftragt, si ch bei der Hessischen 
Landesregierung und beim Hessischen Städtetag für d en Erhalt des Verbots der 
Wohnraumzweckentfremdung in seiner jetzigen Form einzu setzen. 

 

 
Begründung:  
 
Eine lebenswerte Innenstadt muss auch bewohnt sein. Eine Verdrängung von Wohnraum 
durch immer neue Büroräume für Praxen und Kanzleien führt zu einer Verödung der 
Innenstädte gerade in den Abendstunden. 
Die bisherige Praxis des Verbots der Wohnraumzweckentfremdung hat sich bewährt. 
 
 
 
gez. 
 
Uwe Meyer    Anna Katharina Lakner 
 
Sonja Sell    Jürgen Markus 


